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Abr viations

SGK-NR Kommission flr soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates

WBK-SR Kommission fir Wissenschaft, Bildung und Kultur des Stédnderats

KVG Bundesgesetz Uber die Krankenversicherungen

OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CSEC-CE Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des
Etats

LAMal Loi fédérale sur I'assurance-maladie

AOS Assurance obligatoire des soins
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Chronique g n rale

Politique sociale

Sant , assistance sociale, sport
M decins et personnel soignant

Die SGK des Nationalrates forderte den Bundesrat in einer Motion auf, das
Bundesgesetz Uber die Krankenversicherung so zu andern, dass Praktikumspl tze in
privaten Praxen und ausserklinischen Bereichen im Rahmen der Ausbildung fur
nichtuniversitare Gesundheitsberufe erméglicht werden. Dadurch soll der sinkenden
Anzahl von Ausbildungsplatzen bei steigendem Personalbedarf Rechnung getragen
werden. Gegenwartig durfen Praktika nicht von privaten Praxen oder anderen
ambulanten Leistungserbringern angeboten werden, was vor allem flr Studierende
diverser Fachhochschul-Studiengdnge ein Problem darstelle. Vier Punkte sollen
deswegen mit einer Neuregelung angegangen werden: Die Sicherstellung des
Kompetenzenerwerbs, der in vielen Fachrichtungen zu einem relevanten Anteil in
Praktika gewonnen wird; das Angebot an Praktikumsplatzen hoch halten, denn in den
problematischen Studiengangen wird bereits ein Numerus clausus angewendet, was
den Fachkréftemangel noch anheizt; ebendiesem Fachkraftemangel Einhalt gebieten,
indem eine erhdhte Zahl von Praktikumsplatzen die Ausbildung in der Schweiz starkt
(wie im Rahmen von Gesundheit 2020 vorgesehen); und eine Gleichberechtigung von
stationarem und ambulanten Bereich erzielen, da die Ausbildungskosten in diesen
beiden Sparten geméss Tarifkalkulation im KVG nicht gleichméssig abgegolten werden
kénnen. Die Motion war kommissionsintern umstritten, denn fast die Halfte der 25-
kopfigen Kommission stellte sich mit dem Antrag auf Ablehnung gegen das Anliegen.

Der Bundesrat teilte grundsatzlich die Sorgen und Vorschlage zur Losung der
geschilderten Problematik, er sah aber den Weg tUber das KVG als den falschen an. Die
OKP sei eine Sozialversicherung und deswegen nicht geeignet, um Ausbildungen zu
finanzieren. Die OKP sei dazu da, Kosten fir medizinische Leistungen zu decken.
Leistungen, die aufgrund des Risikos Krankheit anfallen, um Diagnosen zu stellen und
um Behandlungen durchzufthren. Das durch die Prémien angehaufte Kapital solle nicht
dazu dienen, Ausbildungskosten mitzutragen. Weil Fachkraftemangel, zu wenige
Ausbildungsplatze sowie eine Ungleichbehandlung der Bereiche erkannt wurden, zeigte
sich die Regierung aber bereit, den Kantonen bei der Losungsfindung beizustehen und
dem Parlament Bericht zu erstatten.

Im  Nationalratsplenum  wurde die Motion nur kurz behandelt und
Kommissionssprecherin Schmid-Federer (cvp, ZH) brachte in ihrer Begriindung fur die
Motion vor allem die Sorge um den Fachkraftemangel im Gesundheitsbereich zum
Ausdruck, der zwar immer wieder zur Sprache kédme, gegen den aber auch im Parlament
jeweils nicht viel Konkretes unternommen werde. Mit diesem Vorstoss kénne ein Schritt
gegangen werden, der erst noch kostenneutral umgesetzt werden kdénnte. Gegen den
Vorstoss stand Raymond Clottu (svp, NE) ein, der die Meinung des Bundesrats teilte,
dass keinesfalls die OKP als Finanzierungskanal herhalten dirfe. Gleich argumentierte
Bundesrat Berset, der die Meinung der Regierung vertrat und gegen die Motion warb,
die allerdings mit 92 zu 89 Stimmen und 3 Enthaltungen knapp angenommen und damit
dem Sténderat zur Weiterbearbeitung tiberlassen wurde. '

Die Finanzierung von Ausbildungsplatzen tber die OKP und damit die Bereitstellung von
mehr Praktikumspl tzen in privaten Praxen und ausserklinischen Bereichen ist keine
Option zur Entscharfung des Fachkraftemangels. Dies zumindest nach Ansicht des
Standerates, der eine entsprechende Motion der SGK-NR im Sinne der Regierung
abgelehnte. Mit 6 zu 3 Stimmen bei 3 Enthaltungen war dies von der standeratlichen
WBK beantragt worden. Leitendes Argument war die Einschatzung, dass es nicht die
Aufgabe des KVG oder anderer Sozialversicherungszweige sei, Ausbildungen zu
finanzieren. Stattdessen sei das KVG dazu da, Krankheitsrisiken zu versichern, so
Kommissionssprecherin Haberli-Koller (cvp, TG). 2

1) AB NR, 2016, S. 910 ff.
2) AB SR, 2016, S. 1142 ff.; Kommissionsbericht WBK-S vom 7.11.16
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